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2012: Neue Herausforderungen 
warten auf uns

Liebe Leserin,
lieber Leser

Wie jedes Jahr zum Jah-
resende möchte ich in 
dieser Neujahrsausgabe 
unseres Rundbriefs ge-
wissermassen einen «Jahresrückblick» 
vornehmen.

Vieles hat uns gefreut und vieles konnten 
wir erreichen: Dazu gehört zuallererst 
die von uns initiierte Aktion gegen den 
Basler «Sex-Koffer», der mittlerweile 
nationale Berühmtheit erhalten hat. Wie 
mir der Basler Erziehungsdirektor Chris-
toph Eymann am Telefon erklärte, hat 
er über 3’000 Protestschreiben erhalten 

– die grosse Mehrheit darunter wohl aus 
unserem Freundeskreis. Auch die Unter-
schriftensammlung für die Petition «Ge-
gen die Sexualisierung der Volksschule» 
war mit über 90’000 Unterschriften ein 
Riesenerfolg. Die Übergabe vom 4. Ok-
tober in Bern war für all unsere Fami-
lien ein grosses Erlebnis, auch wenn sich 
die Präsidentin der Erziehungsdirek-
torenkonferenz (EDK), Isabelle Chas-
sot (CVP/FR), nicht die Mühe nehmen 
wollte, uns direkt zu treffen.

Schleichende Einführung einer 
flächendeckenden Sexualerziehung
Trotzdem konnten wir mit unserer Ak-
tion erreichen, dass das schleichende 
Ziel einer flächendeckenden Einfüh-

rung des Sexualkundeunterrichts an der 
Volksschule (ab dem Kindergarten) nicht 
mehr still und heimlich vorangetrieben 
werden kann, sondern mittlerweile ein 
viel diskutiertes Thema ist. Verantwort-
lich für die verhängnisvollen Tendenzen 
ist das Bundesamt für Gesundheit im 
Verbund mit dem Kompetenzzentrum 
«Sexualpädagogik und Schule» der pä-
dagogischen Hochschule Luzern. Still-
schweigende Duldung erfahren die Ak-
tivitäten des «Kompetenzzentrums» aber 
auch seitens der EDK. Diese distanziert 
sich zwar formell von den Aktivitäten 
des Kompetenzzentrums; aber keiner will 
wohl ernsthaft glauben, dass mit Millio-
nenbeträgen an Bundesgeldern erarbei-
tete Sexual-Lehrpläne nicht schliesslich 
doch in den Lehrplan 21 einfliessen sol-
len. Deshalb müssen wir in dieser wichti-
gen Sache weiter am Ball bleiben.

Fortsetzung auf S. 2

Neujahrsausgabe

Ein riesiger Dank an  
alle unsere Spender! 
 

Auch dieses Jahr war in vielen Häusern die  
Freude wieder gewaltig, die wir mit unserer  
Weihnachtsaktion auslösen konnten. Kinder- 
augen leuchteten und der Gabentisch war  
reich gedeckt. Wir möchten in diesem Rund- 
brief nur einige wenige Familien abbilden,  
die wir dank Ihrer Hilfe beschenken durften. 
 
 
 

 
 
    Peter Föhn bleibt „unser Mann“ in Bern! 
 

Weil er nicht mehr kandidierte, 
hatten wir alle damit gerechnet, 
dass der Schwyzer Nationalrat 
Peter Föhn nach den Wahlen 
nicht mehr im Parlament sitzen 
werde. Noch am 18. September 
hatte er sich mit einem überaus 
lieben Brief von uns verabschie-
det. 

 

Mit einem Glanzresultat 
wurde er bei den Wahlen 
vom 27. November statt-
dessen nun völlig über-
raschend in den prestige-
reichen Ständerat gewählt. 
Wir alle freuen uns gewal-
tig über dieses Ereignis. 
Einmal mehr hat sich 
gezeigt: Gradlinigkeit zahlt 
sich aus.  

 

Ganz herzliche Gratulation 
und viel Erfolg bei noch 
mancher künftigen 
Session! 

 
 
 
 



Positiver Entscheid des Europäischen 
Gerichtshofs

Aber auch andere zentrale Ereignisse 
haben in den letzten Wochen stattge-
funden. So verbot der Europäische Ge-
richtshof in Luxemburg (EuGH) Mitte 
Oktober die Patentierung menschlicher 
Stammzellen. Dabei stellte er sich auf 
den Standpunkt, dass richtigerweise be-
reits jede befruchtete Eizelle ein Embryo 
ist und deshalb Patente nur registriert 
werden können, wenn sie dem Embryo 
als ungeborenem Menschen selber nüt-
zen. Dem «patentierten Menschen» (und 
der Stammzellenforschung) als kommer-
zielles Ersatzteillager wurde damit vom 
höchsten europäischen Gericht ein Rie-
gel vorgeschoben – ausnahmsweise ein-
mal etwas Positives aus Europa. Im Auge 
behalten werden muss allerdings, dass 
die (vielfach staatlich finanzierte) nicht-
kommerzielle Stammzellenforschung 
weiterhin möglich bleibt. Der Anreiz 
hierfür dürfte jedoch deutlich schwinden.

Private materielle Hilfe in  
Millionenhöhe
Schliesslich müssen wir auch für die geist-
liche und materielle Arbeit dankbar sein, 
die wir leisten dürfen. Fast 2,2 Millionen 
Franken konnten wir über die letzten 
fünf Jahre für Vergabungen und Hilfs-
gesuche ausgeben (2005: 579’000 Fran-
ken, 2006: 359’000 Franken, 2007: 237’000 
Franken, 2008: 347’000 Franken, 2009: 
300’000 Franken, 2010: 345’000 Franken). 
Ein guter Teil wird jeweils über die re-
gelmässige Lieferung von Lebensmitteln 
am Monatsende abgewickelt.

Familien ermutigen
Viele Familien fühlen sich alleingelas-
sen. Ein entscheidender Teil unserer 
Familienarbeit ist es deshalb, intakte 
Familien zu vernetzen und sich gegen-
seitig Mut zu machen. 1997 gründeten 
wir die Interessengemeinschaft kinder-
reicher Familien «IG 3plus», die Fami-
lien regelmässig zusammenbringen will. 
Demselben Zweck dient auch unser 
jährlicher Schweizerischer Familientag. 
Ein wichtiger Teil der Betreuung vieler 
hilfesuchender Familien erfolgt jedoch 
auch bei der Beratung – sei es am Tele-
fon oder im direkten Gespräch. 

Ein zentraler Bestandteil unseres Ein-
satzes bleibt aber die Verbesserung der 
politischen Rahmenbedingungen für die 
Familien in unserem Land. Ein wichti-
ger Beitrag in dieser Hinsicht ist unser 
regelmässiger Kontakt mit den politi-
schen Behörden in den Kantonen und 
beim Bund.

Gefährliche Tendenzen

Dabei gilt es folgende Entwicklungen 
im Auge zu behalten, welche die letzten 
Jahre massgeblich prägten:

Zum einen ist die Geburtenrate in den 
letzten 40 – 50 Jahren massgeblich ge-
sunken. Heute bringt eine Mutter in der 
Schweiz statt der für eine Erneuerung 
der Generationen nötigen 2,1 Kinder 
durchschnittlich noch rund 1,5 Kinder 
zur Welt. Und unsere Mütter bekom-
men ihre Kinder zudem immer spä-
ter: Bei den 35-Jährigen oder älteren 
Frauen hat die Geburtenzahl allein seit 
2001 um 45 Prozent zugenommen, wäh-
rend sie bei den unter 30-Jährigen im 
selben Zeitraum massiv gefallen ist. All 
dies bringt grosse demografische Verän-
derungen mit sich, welche längerfristig 
schwere Auswirkungen haben.

Patchwork-Familien gelten als «cool»
Zweitens verzeichnen wir eine massive 
Zunahme nichtehelicher Geburten.  
Allein zwischen 2009 und 2010 betrug 
der Anstieg 6,6 Prozent und hat sich 
innerhalb von 10 Jahren nahezu ver-
doppelt. Hieraus ersichtlich wird der 
immer stärkere Zerfall der Familien 
in unserem Land. Patchwork-Familien 
jeder Art gelten als «cool». Wer ein 
Adoptionsrecht gleichgeschlechtlicher 
Paare kritisiert, wie dies verdienstvol-
lerweise kürzlich CVP-Präsident Chris-
tophe Darbellay getan hat, kommt un-
ter Beschuss der Medien.

Aber effektiv heisst «Patchwork» nicht 
einfach lustige Partner mit Kindern aus 
verschiedenen Ehen. «Patchwork» be-
deutet vielfach Trennungsleid, allein
erziehende Mütter und Väter, und oft 
auch materielle Not.

Fortsetzung von S. 1

Steuerliche Benachteiligung intakter 
Familien

Drittens schliesslich hat es der Staat 
über die letzten Jahre leider versäumt, 
intakte Familien zu unterstützen. Im 
Gegenteil: Verheiratete Paare sind ge-
genüber unverheirateten Paaren sowie 
Alleinstehenden steuerlich massiv be-
nachteiligt. Einverdienerehepaare, aber 
auch ein guter Teil der Doppelverdiene-
rehepaare und ein Grossteil der Rent-
ner-Ehepaare leiden unter der «pro-
gressiven Wirkung des Ja-Wortes».

Zudem sind Einverdiener- gegenüber 
Doppelverdienerehepaaren wegen un-
terschiedlicher Abzüge diskriminiert. 

Eltern, die ihre Kinder selber erziehen, 
sind heute im Vergleich zu solchen, die 
ihre Kinder in die Fremdbetreuung ge-
ben, steuerlich stark benachteiligt. Der 
Staat und die Wirtschaft haben diese 
Entwicklung aus Überlegungen einer 
kurzfristigen volkswirtschaftlichen Pro-
duktivitätssteigerung über die letzten 
Jahre sogar noch gezielt gefördert. 

Die Familien wieder stärken!
Nicht das Individuum, sondern die Fami-
lie ist die Keimzelle und der Grundbau-
stein der Gesellschaft. Gesunde Fami-
lien ergeben eine gesunde Gesellschaft. 
Die intakten Familien sind der Ort, wo 
Sozialkompetenz erlernt und Kinder zu 
eigenverantwortlichen und mündigen 
Bürgern erzogen werden. Deshalb sollte 
das wichtigste Ziel der Politik sein, ge-
sunde Familienstrukturen zu unterstüt-
zen, die Familien zu stärken und verant-
wortungsbewusste Eltern zu fördern.

Mit dem Einsatz unserer Arbeitsgruppe 
«Jugend und Familie» leisten wir einen 

Eine der vielen Familien, die wir zu Weihnachten beschenken durften.



Beitrag in genau diese Richtung. Jahr 
für Jahr und Tag für Tag. Und jede Ehe 
und Familie, die wir mit unserer Hilfe 
retten können, ist für uns eine grosse 
Ermutigung, auf dem eingeschlagenen 
Weg weiterzugehen.

Ein riesiger Dank an alle Gönner
Immer wieder erhalten wir auch Zeichen 
des Dankes. Es liegt mir daran, gerade 
in diesem Rundbrief zum Jahreswechsel 
diesen Dank an Sie weiterzugeben.
Ohne Ihr Mittragen wäre unser Einsatz 
gar nicht möglich. Dessen sind wir uns 
bewusst!

Von Herzen wünsche ich Ihnen und  
Ihren Familienangehörigen ein reich  
gesegnetes Neues Jahr.

In herzlicher Verbundenheit

 
Käthi Kaufmann-Eggler
Präsidentin «Jugend und Familie»

Homosexuellen-Adoptionsrecht:  
Ständeratskommission auf Abwegen

Schon seit einiger Zeit fordern Homosexuellen-Organisationen ein Adoptionsrecht 
für gleichgeschlechtliche Paare. Der Nationalrat hatte solches bisher abgelehnt. 
Die Rechtskommission des Ständerates schlägt der kleinen Kammer nun jedoch 
vor, vom Bundesrat eine Vorlage ausarbeiten zu lassen. Letztlich ist die ganze  
Diskussion eine Folge der rechtlichen Anerkennung gleichgeschlechtlicher Partner- 
schaften.

Die Ständeratskommission schlug Mitte 
November vor, dass Erwachsene künf-
tig unabhängig von Zivilstand und Le-
bensform Kinder adoptieren dürften. 
Einzige Bedingung sei, dass die Adop-
tion «die beste Lösung» sei – was im-
mer das heissen mag. Die ständerätliche 
Kommission verwies bei ihrer ohne 
Gegenstimme verabschiedeten Motion 
darauf, dass es zahlreiche sogenannte  
Regenbogenfamilien mit einem stabilen 
Familiensystem gebe. Genau dies be-
hauptet auch die von Homosexuellenor-
ganisationen lancierte Petition «Gleiche 
Rechte für alle Familien». 

Wo bleibt das Recht des Kindes?

Die EVP lehnt die Adoption durch 
gleichgeschlechtliche Paare entschie-
den ab. «Das Wohl des Kindes muss ab-
solute Priorität haben gegenüber allen 
anderen Wünschen», hält die EVP in 
einer Stellungnahme fest. «Kinder und 
Jugendliche haben ein Recht auf eine 
Mutter und einen Vater, idealerweise in 
der gleichen Familie.» Bei der Adoption 
durch ein gleichgeschlechtliches Paar 
werde dieses Recht dem Kind geplant 
und bewusst verwehrt, und das Wohl des 
Kindes ausser Acht gelassen. Laut der 
EVP hat ein Kind «die besten Voraus-
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Kurzmeldungen
Jugendliche in der 
Schuldenfalle
Junge Leute verschulden sich deutlich 
häufiger als Personen über 25 Jahren. 
18- bis 25-Jährige verschulden sich am 
ehesten für Mobiltelefonie und Internet. 
An zweiter Stelle stehen Schulden für 
die Gesundheit. Das zeigt eine Unter-
suchung vom Inkassounternehmen «In-
trum Justitia» vom 12. September. Für 
die Studie wurden Daten von 200’000 
Schuldnern analysiert. Die offenen 
Rechnungen der Jugendlichen belaufen 
sich durchschnittlich auf 468 Franken. 
Interessant ist, dass junge Männer und 
Frauen nicht in die gleichen Schulden-
fallen geraten. Junge Männer bestellen 
oft mehr im Internet-Versandhandel 
als sie bezahlen können, Frauen sitzen 
mehr auf offenen Arzt- und Laborrech-
nungen. � (sda)

Wie weiter mit dem Schutz 
christlicher Symbole?
Symbole der christlich-abendländi-
schen Kultur im öffentlichen Raum sol-
len nun doch nicht geschützt werden. 
Nachdem sich vorgängig bereits die 
Ständeratskommission gegen eine neue 
Verfassungsbestimmung gestellt hatte, 
hat nun auch die Nationalratskommis-
sion am 22. November ihre Meinung ge-
ändert und empfahl dem Ratsplenum 
ein Nein.
Die Gegner einer neuen Verfassungs-
bestimmung bringen die religiöse Neu-

tralität des Staates ins Spiel. Die Privi-
legierung einer Religion in der Bundes-
verfassung und bereits die Diskussion 
darüber könnte den Religionsfrieden in 
der Schweiz gefährden, meinen sie.

Umgekehrt droht die Gefahr, dass Kru-
zifixe, Weg- und Gipfelkreuze aus dem 
öffentlichen Raum verbannt werden 
könnten. Eine neue Verfassungsgrund-
lage wäre nötig, um die christliche Tra-
dition und ihre Symbole wie das Weg- 
und Gipfelkreuz, den Bildstock oder 
die Weihnachtskrippe zu bewahren. 
Einzelpersonen oder einzelne Gruppie-
rungen sollten nicht mit Verweis auf die 
Glaubens- und Gewissensfreiheit die in 
der Schweiz vorherrschende christlich-
abendländische Kultur infrage stellen 
können.	� (KNA)

setzungen zur Entwicklung einer siche-
ren Geschlechtsidentität, wenn es in der 
Geschlechterspannung von Mutter und 
Vater aufwachsen kann». Auch die EDU 
liegt auf dieser Linie. Von der CVP hat 
sich mindestens Parteipräsident Chris-
tophe Darbellay in dieselbe Richtung 
geäussert, obwohl dort unterschiedliche 
Meinungen vorherrschen dürften.

Genau dieses primäre Interesse des Kin-
des bestreiten Schwulen- und Lesben-
organisationen mit Unterstützung von 
linken und liberalen Politikern. Am Ak-
tionstag «Ja zur Aufhebung des Adopti-
onsverbotes» vom 7. Mai 2011 auf dem 
Bundesplatz in Bern wurde behauptet, 
für ein «liebendes und förderndes Um-
feld» spiele die sexuelle Orientierung 
der Eltern keine Rolle. Liebende Eltern 
könnten «genauso gut» zwei Frauen 
oder zwei Männer sein, wobei gar von 
der Verneinung der biologischen Rea-
lität von «zwei Müttern oder zwei Vä-
tern» die Rede war.

Skepsis im Nationalrat
Bevor der Bundesrat eine Gesetzes
änderung ausarbeiten und vorlegen muss, 
braucht es die Zustimmung des Stände-
rates und des Nationalrates. Die grosse 
Kammer hatte die Petition des «Vereins 
Familienchancen» im September mit 97 
zu 83 Stimmen bei 8 Enthaltungen ab-
gelehnt. EVP-Nationalrätin Maja Ingold 
hielt als Sprecherin der vorberatenden 
Kommission fest, in der Adoptionsfrage 
stehe das Kindesrecht auf Vater und 
Mutter und auf besonderen Schutz der 
Unversehrtheit auf dem Spiel. 

Weitergehende Forderungen in  
Richtung «Gender-Mainstreaming»
Ein Blick über den Atlantik zeigt, dass 
bei der Gewährung des Adoptionsrechts 
an homosexuelle Paare weitergehende 
Forderungen zu gewärtigen sind, die auf 
die Verwischung von Geschlechteriden-
tität zielen. Der Senat des US-Bundes-
staats Massachusetts hat am 16. Novem-
ber 2011 im Rahmen der «Transgender 
Equal Rights Bill» Gesetzesänderungen 
verabschiedet, welche die Diskriminie-
rung von «Transgender»-Personen ver-
bietet. 

Das Gesetz garantiert aufgrund der 
«Gender-Identität oder -Lebensweise» 
(gender identity or expression) den 
Zugang zu Einrichtungen des anderen 
Geschlechts. Verhalten aufgrund der 
behaupteten Gender-Identität wird in 
Gesetzen, die sogenannte «Hass-Ver-
brechen» unter Strafe stellen, eigens 
geschützt. Laut dem Nachrichtendienst 
LifeSiteNews darf Männern, die sich als 
Frauen geben und kleiden, deswegen 
eine Anstellung etwa in einer Schule 

nicht mehr verweigert werden. Massa-
chusetts ist der 16. Bundesstaat der USA 
mit einer solchen Regelung. � (idea)

Nicht vergessen: Spenden an 
«Jugend und Familie» können 
in allen Kantonen von den 
Steuern abgezogen werden. 
Vielen Dank für jede Gabe!
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   Gebetsanliegen des Monats: 
      

     Wir beten: 
 dass sich eine Mutter von 14 Kindern von ihrem     

Schlaganfall vollständig erholt;   
 dass ein junges Aargauer Ehepaar mit drei Kindern           

wieder den Frieden findet;   
 dass ein verzweifelter Vater im Kanton Jura seine               

kleinen Söhne auch nach der gerichtlichen Trennung  
regelmässig bei sich haben darf;  

 dass sich die Nachbarn einer schwergeprüften Berner  
Familie einfühlsamer und sogar hilfsbereit zeigen; 

 für all die Angestellten auf Sozialämtern und Verwal- 
tungen, dass Sie viel Geduld und ein offenes Ohr haben  
für die Anliegen von Familien in schwierigen Situationen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


